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chen oder auf Nebenwege auszuweichen?
Welche Besuchergruppen zeigen dieses
Ausweichverhalten, und wie hoch ist ihr
Anteil am gesamten Besucheraufkommen?

Methoden zur Erfassung der sozialen
Tragfähigkeitsgrenzen
Seit einigen Jahren werden Bilder zur Be-
stimmung der sozialen Tragfähigkeitsgren-
zen verwendet. So erfaßte Arnberger (2003)
anhand eines Wahlmodells, basierend auf
computergenerierten Fotomontagen, das
hypothetische Ausweichverhalten von Be-
suchern eines Erholungs- und Naturschutz-
gebiets in Wien (Abbildungen 1 und 2). Die
Besucher wurden gefragt, bei welchen der
gezeigten Szenarios sie ein Ausweichver-
halten anwenden würden. Die soziale Trag-
fähigkeitsgrenze definierten Besucher hier
nicht nur über die Anzahl der auf dem Weg
befindlichen Personen, sondern auch über
das Besucherverhalten (nicht angeleinte
Hunde), Aktivitäten wie Joggen und Rad-
fahren, Gruppengröße und Gehrichtung.
Dieser Ansatz wurde inzwischen erweitert,
indem neben sozialen Faktoren wie Besu-
cheranzahl auch Gebietszustände wie her-
umliegender Müll und Vandalismusschä-
den bildlich dargestellt werden (Arnberger
und Haider 2006). 

Ein aktuelles BOKU-Projekt im Bio-
sphärenreservat Untere Lobau im Natio-
nalpark Donau-Auen untersucht, welchen

sucher vermehrt Tagesrandzeiten und die
Tage unter der Woche, womit wichtige Ru-
hezeiten für das Wild reduziert werden.
Gerade durch die Kombination von zeitli-
chem und räumlichem Ausweichen entste-
hen Konflikte mit dem Naturschutz. Etwa
wenn ein Ausweichender seinen Hund in
den frühen Morgenstunden ohne Leine in
die Kernzone führt. Das Lebensraumpo-
tential des Schutzgebiets kann damit hin-
sichtlich Artenzusammensetzung und Ar-
tenanzahl nicht ausgeschöpft werden. Die
ökologische Tragfähigkeit des Schutzge-
biets ist überschritten.

Besonders betroffen von hohen Besu-
cherströmen ist die lokale Bevölkerung.
Anwohner eines Schutzgebiets beurteilen
dieses eher als überfüllt als Touristen. Auf-
grund ihrer guten Ortskenntnis und der
Wohnnähe zum Schutzgebiet passen sie
ihr Verhalten verstärkt an das Besucher-
aufkommen an (Manning und Valliere
2001). Gerade die Anwohner suchen das
Schutzgebiet sehr häufig auf und erhöhen
somit den Druck auf den Naturraum. 

Die für das Schutzgebietsmanagement
zentrale Frage ist folglich, wieviel Touris-
mus ein Schutzgebiet und die lokale Bevöl-
kerung vertragen, ohne daß die soziale wie
ökologische Tragfähigkeitsgrenze über-
schritten wird und es zum Ausweichen von
Mensch und Tier kommt. Ab welcher Be-
suchermenge, ab welcher Art und Anzahl
an Nutzerkonflikten und ab welchem Aus-
maß an unerwünschten Verhaltensweisen
entschließen sich Besucher, das Erholungs-
gebiet künftig zu anderen Zeiten aufzusu-

Soziale Tragfähigkeiten und
nachhaltiges Schutzgebiets-
management

Überschrittene soziale Tragfähigkeits-
grenzen 
Schutzgebiete bieten nicht nur Rückzugs-
räume für Fauna und Flora, sie sind auch
immer beliebtere Reiseziele für Touristen1.
Hohe Besucherzahlen, Nutzerkonflikte, et-
wa zwischen Radfahrern und Fußgängern,
und unerwünschte Verhaltensweisen wie
das Freilaufenlassen von Hunden schmä-
lern jedoch das Erholungserlebnis. Werden
die sozialen Tragfähigkeiten der Gebiets-
besucher überschritten, passen diese ihr
Verhalten an. Dabei weichen sie räumlich
innerhalb des Erholungsgebiets aus, wech-
seln zu anderen Freizeitaktivitäten oder be-
suchen die Schutzgebiete zu einem ande-
ren Zeitpunkt (Robertson und Regula 1994,
Shelby und Heberlein 1986). Beim räum-
lichen Ausweichen dringen Besucher in
besucherarme Bereiche, unter Umständen
sogar Kernzonen von Schutzgebieten, ein
und stören Wildtiere. Verlassen Besucher
gekennzeichnete Wege und gehen quer-
feldein, wird dieser Störeffekt zusätzlich
verstärkt (Ingold 2005). Beim zeitlichen
Ausweichen nutzen die Schutzgebietsbe-
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Einfluß das Ausweichverhalten der Besu-
cher auf Wildtiere hat. Anwendung finden
Methoden wie Befragungen, automatische
Besuchererfassungsgeräte sowie GPS-Be-
senderung von Rotwild. Damit werden die
sozialen Tragfähigkeiten der Besucher und
der lokalen Bevölkerung, ihr Ausweichver-
halten sowie ihr Einfluß auf die Wildtiere
über einen längeren Zeitraum untersucht.

Ziel eines nachhaltigen Schutzgebiets-
managements muß es sein, das Gebiet in-
nerhalb seiner ökologischen und sozialen
Tragfähigkeiten zu halten. Faktoren, die
die sozialen Tragfähigkeiten beeinflussen,
müssen identifiziert und ihr jeweiliger Bei-
trag quantifiziert werden. Die soziale Trag-
fähigkeit der Schutzgebietsbesucher und
der lokalen Bevölkerung muß daher eben-
so regelmäßig erfaßt werden wie die Be-
suchermenge oder der Naturraum.
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2 Eine Retentionsfläche ist eine neben einem Fließ-
gewässer zumeist tiefer liegende Fläche, die im
Falle eines Hochwasserabflusses als Überflutungs-
fläche genutzt werden kann. Ihre Benutzung
schwächt damit die Hochwasserwelle ab, da der 
Querschnitt des Flusses erheblich erweitert wird.
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Interkommunale Kooperation in
der Hochwasserflächenvorsorge

Akteure und Möglichkeiten der 
Kooperation
Zunehmende Hochwasserschäden zeigen
die Grenzen der kommunalen (örtlichen)
Raumplanung in der Hochwasserflächen-
vorsorge auf. Interkommunale Lösungsan-
sätze in der Raumplanung sind aber nur
sehr gering entwickelt. 

Anhand zweier Fallstudien in Abschnit-
ten der Triesting/Niederösterreich (Seher
und Beutl 2004) und der Mur/Steiermark
(Haider et al. 2006) stellen wir dar, welche
raumbezogenen Intentionen zentrale Ak-
teure im Umgang mit von Hochwasser be-
einflußten Flächen haben und welche An-
sätze für interkommunale Kooperationen
möglich wären. Unter Hochwasserflächen-
vorsorge verstehen wir die Freihaltung von
hochwassergefährdeten Flächen vor Wid-
mungen mit hohem Schadenspotential
(vor allem Wohn-/Gewerbebauland, Ver-
kehrsinfrastruktur) sowie die (raum)plane-
rische Sicherung potentieller Überflutungs-

und Retentionsflächen2. Raumplanerische
Flächenvorsorge kann aber nur ein Teil ei-
nes integrierten Hochwassermanagements
sein, da dies eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe (Böhm et al. 1998) ist. 

Das österreichische Raumplanungssy-
stem kennt keine formalisierte interkom-
munale Zusammenarbeit. Die Gemeinden
agieren hier weitgehend autonom. Da sie
das Recht auf hoheitliche Selbstverwaltung
besitzen und zugleich durch die Politikver-
flechtung ihren Einfluß auf höheren poli-
tischen Ebenen zur Geltung bringen kön-
nen, sind sie die wichtigsten Akteure der
Raumplanung (Marik 2005). In den Fallstu-
dien an Triesting und Mur definieren die
Gemeinden Hochwasserregionen entlang
der untersuchten Flußabschnitte funktio-
nal – durch naturräumliche Abhängigkei-
ten oder Verflechtungen. Charakteristisch
für diese Hochwasserregionen ist einer-
seits ein Mangel an politisch-administra-
tiver Steuerungskompetenz, andererseits
eine wechselseitige Abhängigkeit der Ge-
meinden im Rahmen ihrer planerischen
Entscheidungen bezüglich des vom Hoch-
wasser beeinflußten Raumes. Wenn eine
Gemeinde Dämme erhöht, potentielle Re-
tentionsflächen durch bauliche Nutzung
versiegelt oder sich für eine bestimmte Stra-
tegie im technischen Hochwasserschutz
(Flächenschutz versus Objektschutz) ent-
scheidet, ist dies zwar für die jeweilige Ge-
meinde rational, kann aber für Gemeinden
im Unterlauf erhebliche Nachteile zur Fol-
ge haben, etwa durch einen Anstieg des
Hochwasserabflusses. Dieses Problem wird
auch als „Oberlieger-Unterlieger-Konflikt“
bezeichnet (vergleiche unter anderem Fre-
richs et al. 2003, Heiland 2002). Der funk-
tionalen Hochwasserregion entspricht hier
keine politisch-administrative Region.

Anhand der Untersuchungsregionen
läßt sich auch feststellen, daß nicht jede
Gemeinde ein gleichwertiges Potential zur
Hochwasserflächenvorsorge aufweist. We-
nige „Schlüsselgemeinden“ müßten auf-

ABBILDUNGEN 1 + 2: Beispiele für computergenerierte Erholungsszenarios (Arnberger 2003).
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of Central Iowa’s licensed boaters. Journal of
Leisure Research 26/2: 174–181.

Shelby, B., T. Heberlein. 1986. Carrying capacity in
recreation settings. Corvallis, OR: Oregon State
University Press.
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Retentionsfläche
Abflußgebiet für 

ein hundertjährliches
Hochwasserereignis

(HQ 100)

grund ihrer topographischen Lage, der vor-
handenen Flächenreserven oder der Nach-
barschaft zu größeren Agglomerationsräu-
men die Retentionsflächen sichern. Diese
Gemeinden müßten ihre Siedlungs- oder
gewerblich-industrielle Entwicklung ein-
schränken – zum Vorteil flußabwärts ge-
legener Gemeinden. Probleme entstehen
dabei nicht nur wegen der fehlenden Ak-
zeptanz für Unterliegerprobleme bei den
Oberliegern, sondern oft sind Unterlieger
auch nicht bereit, Nachteile der Oberlieger
infolge nicht realisierbarer baulicher Ent-
wicklungen finanziell zu kompensieren.

Das Dilemma der Kooperation
Hochwasserflächenvorsorge mit regiona-
lem Bezug erfordert solidarisches Handeln
der Gemeinden, jedoch sind kommunale
Entscheidungsträger den Eigeninteressen
ihrer Gemeinde gegenüber verpflichtet.
Diese Konstellation ist in der Raumpla-
nungspraxis sehr schwierig zu bewältigen,
wie der Blick auf gewerblich-industrielle
Widmungen zeigt. Am Beispiel der Unter-
suchungsregionen ist erkennbar, daß vor
allem Gewerbe- und Industriebauland auf-
grund der günstigeren Verkehrsanbindung
und niedrigerer Grundstückspreise oft in
hochwassergefährdeten und Restrisikobe-
reichen ausgewiesen wird. Diese Flächen
sind gleichzeitig potentielle Retentionsräu-
me (siehe Abbildung 3). Realisierte Gewer-
begebiete bringen den Gemeinden höhere
Einnahmen aus der Kommunalsteuer so-
wie zusätzliche Attraktivität als Wohnort
und mehr Einwohner, was wiederum hö-
here Einnahmen aus dem Finanzausgleich
zur Folge hat. Ein Verzicht auf realistisch
eingeschätzte Entwicklungsoptionen zieht
unweigerlich die Forderung nach Kom-
pensationsmaßnahmen durch begünstig-
te Gemeinden nach sich. Freiwillige Kon-
sensentscheidungen in schwach institu-
tionalisierten Kooperationsarrangements
sind ohne entsprechenden finanziellen
Ausgleich nicht umsetzbar. Jede Gemein-
de verfolgt strategisch ihren eigenen Vor-
teil – Kooperationen werden aufgrund der
starken Position der Gemeinden in der
Raumplanung jedoch nur bei gegenseitiger
Vorteilserwartung eingegangen.

Aktuelle interkommunale Kooperatio-
nen im Hochwasserschutz tragen unse-

rem Wissen nach diesem Umstand Rech-
nung. Sie bestehen entweder auf infor-
meller Basis (Interessengemeinschaften,
Bürgermeisterkonferenzen) oder auf for-
meller Grundlage (Wasserverbände) mit
klarer Fokussierung auf konfliktarme The-
men wie die Erhaltung von Dämmen oder
die Freihaltung von Abflußprofilen. Ver-
handlungs 3- oder Fondslösungen4 zum
regionalen Lastenausgleich in der Hoch-
wasserflächenvorsorge gibt es derzeit kei-
ne (vergleiche auch Heiland 2002). 

Die Ergebnisse der Fallstudien führen
zu dem Schluß, daß es für eine interkom-
munale Zusammenarbeit in der Hochwas-
serflächenvorsorge mit den zwingend er-
forderlichen Ausgleichsmaßnahmen der
staatlichen Initiative bedarf. Dafür kom-
men nicht nur ordnungspolitische Maß-
nahmen in Frage, wie zum Beispiel eine
politische Aufwertung der regionalplaneri-
schen Steuerung zu Lasten von Planungs-
kompetenzen der Gemeinden, sondern
ebenso entwicklungspolitische Maßnah-
men in Form finanzieller Anreize für die
interkommunale Kooperation in Flußein-
zugsgebieten.
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ABBILDUNG 3:
Interessenkonflikt an

der Gemeindegrenze:
Ein geplantes Gewerbe-
gebiet des Oberliegers

ist gleichzeitig eine
wichtige Retentions-
fläche für den Unter-

lieger (Seher und 
Beutl 2004). 
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